
 

 

 
Hauptversammlung der Splendid Medien AG am 13. August 2020 

 
 
Bericht zu Punkt 9 der Tagesordnung über die  
vorgesehenen Möglichkeiten zum Ausschluss des Bezugsrechts  
und des Andienungsrechts der Aktionäre beim Erwerb und  
der Veräußerung eigener Aktien 
 

 
Der Vorstand erstattet zu Punkt 9 der Tagesordnung gemäß §§ 71 Absatz 1 Nr. 8, 186 Absatz 4 
Satz 2 Aktiengesetz einen schriftlichen Bericht über die Gründe für die in Punkt 9 der Tagesordnung 
vorgeschlagenen Ermächtigungen zum Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Aktio-
näre beim Erwerb eigener Aktien sowie des Bezugsrechts bei der Veräußerung zurückerworbener 
eigener Aktien. 

1. Überblick 

Die Gesellschaft hatte bereits in früheren Hauptversammlungen zum Aktienerwerb ermächti-
gende Beschlüsse gefasst, deren bislang letzter den Aktienerwerb bis zum 15. Juni 2020 gestat-
tete. Die erneute Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Umfang von bis zu 10 % des 
Grundkapitals soll der Gesellschaft erneut die Möglichkeit verschaffen, eigene Aktien zu erwer-
ben und diese insbesondere zur Einführung von Aktien an Börsen, zur Finanzierung von Unter-
nehmenszusammenschlüssen und -käufen, zur Bedienung von Bezugsrechten bzw. zur Erfül-
lung von Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen, zur Weitergabe an Dritte gegen Bar-
zahlung, zur Durchführung einer Aktiendividende zu verwenden oder die Aktien einzuziehen. 

Der Erwerb eigener Aktien kann über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten 
Kaufangebots erfolgen. Hierdurch erhalten alle Aktionäre in gleicher Weise die Gelegenheit, Ak-
tien an die Gesellschaft zu veräußern, sofern die Gesellschaft von der Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien Gebrauch macht. Die Ermächtigung sieht jedoch auch vor, dass die Aktien unter 
Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und eines eventuellen Andienungsrechts 
der Aktionäre erworben werden können. Im Einzelnen: 

2. Erwerb der Aktien und Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 

Der Erwerb der eigenen Aktien kann als Kauf über die Börse oder mittels eines öffentlichen 
Kaufangebots, auch mittels Aufforderung zur Abgabe von Angeboten, durch die Gesellschaft 
selbst oder durch mit ihr im Sinne von §§ 15 ff. Aktiengesetz verbundene Unternehmen oder für 
ihre oder deren Rechnung handelnde Dritte erfolgen. 
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Sofern die Anzahl der zum Kauf angedienten bzw. angebotenen Aktien das von der Gesellschaft 
insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, muss die Annahme unter Ausschluss 
des Andienungsrechts der Aktionäre statt nach dem Verhältnis der Beteiligungsquoten nach dem 
Verhältnis der angedienten bzw. angebotenen Aktien je Aktionär erfolgen. Die Möglichkeit der 
bevorrechtigten Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 50 Stück angedienter Aktien je 
Aktionär dient der Vereinfachung des Zuteilungsverfahrens.  

3. Verwendung erworbener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss 

Die auf Basis der Ermächtigung durch die Hauptversammlung vom 13. August 2020 von der 
Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können ohne erneuten Hauptversammlungsbeschluss 
eingezogen werden oder über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre 
wieder veräußert werden. 

Die Ermächtigung sieht – im Einklang mit den gesetzlichen Regelungen in § 71 Absatz 1 Nr. 8 
Satz 5 Aktiengesetz – darüber hinaus vor, dass die erworbenen eigenen Aktien in allen folgenden 
Fällen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendet werden können: 

• Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 9 lit. c. aa) vor, das Bezugs-
recht der Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 
(vereinfachter Bezugsrechtsausschluss) für erworbene Aktien im rechnerischen Betrag von 
bis zu 10 % des Grundkapitals ausschließen zu dürfen, wobei die 10 %-Grenze insgesamt, 
also bei Zusammenrechnung mit etwaigen anderen Ermächtigungen nach § 186 Absatz 3 
Satz 4 Aktiengesetz, nicht überschritten werden darf. Voraussetzung dafür ist, dass die Aktien 
gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Die mit der Er-
mächtigung eröffnete Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss dient dem Interesse der Ge-
sellschaft, eigene Aktien beispielsweise an institutionelle Anleger verkaufen zu können. Wei-
terhin können hierdurch zusätzlich neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen 
werden. Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung in die Lage, 
die sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten ohne zeit- und 
kostenaufwendige Abwicklung eines Bezugsrechts insbesondere zu einer schnelleren und 
kostengünstigeren Platzierung zu nutzen. Der Vorstand wird sich bei der Festlegung des end-
gültigen Veräußerungspreises – unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten – 
bemühen, einen etwaigen Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig wie möglich zu halten. 
Hierdurch werden die Aktionäre vor einer unzulässigen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes 
geschützt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch 
Kauf von Aktien über die Börse zu vergleichbaren Bedingungen aufrechtzuerhalten. Dem 
Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, 
dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden sollen, der den maßgeblichen Börsen-
kurs voraussichtlich um nicht mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 % unterschreitet. 
Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah 
vor der Veräußerung.  
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• Die Ermächtigung eröffnet unter Tagesordnungspunkt 9 lit. c. bb) die Möglichkeit, eigene Ak-
tien zur Einführung an Börsenplätzen zu verwenden, an denen die Gesellschaft bisher nicht 
notiert ist. Von großer Bedeutung für die zukünftige geschäftliche Entwicklung ist die Mög-
lichkeit, jederzeit Eigenkapital zu angemessenen Bedingungen am Markt aufnehmen zu kön-
nen. Dem dient die Einführung der Aktien an weiteren Börsen. Dadurch kann die Aktionärs-
basis verbreitert und die Attraktivität der Aktie als Anlageobjekt gesteigert werden. Der vor-
geschlagene Ausschluss des Bezugsrechts schafft die Möglichkeit einer solchen Einführung. 
Der Platzierungspreis der Aktien soll den jeweils aktuellen Börsenkurs der bereits notierten 
Aktien in Frankfurt am Main voraussichtlich um nicht mehr als 3 %, keinesfalls um mehr als 
5 % unterschreiten. Dadurch und durch den im Verhältnis zum gesamten börsennotierten 
Kapital geringen, auf 10 % begrenzten Umfang der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
werden Stimmrechts- und Vermögensinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. 

• Die Gesellschaft soll unter Tagesordnungspunkt 9 lit. c. cc), ferner die Möglichkeit erhalten, 
die erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen 
Sachleistungen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
beim Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men oder sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesell-
schaft oder mit ihr verbundene Unternehmen anstelle von Geldleistungen als Gegenleistung 
verwenden zu können. Die Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungs-
spielraum geben, um sich bietende Gelegenheiten bspw. zum Erwerb von anderen Unter-
nehmen, Unternehmensbeteiligungen oder von Teilen von Unternehmen sowie zu Unterneh-
menszusammenschlüssen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Die Möglichkeit, eigene 
Aktien als Gegenleistung anbieten zu können, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um 
interessante Akquisitionsobjekte sowie den Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenhei-
ten zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen 
im Interesse der Gesellschaft und Aktionäre liquiditätsschonend ausnutzen zu können. Dem 
trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der 
Bewertungsrelation wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre ange-
messen gewahrt werden. In der Regel wird der Vorstand sich bei der Bemessung des Werts 
der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft ori-
entieren. 

• Die eigenen Aktien sollen dabei zudem gemäß Tagesordnungspunkt 9 lit. c. dd) unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung 
von Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem 
Beteiligungsunternehmen ausgegeben wurden oder werden, verwendet werden. Hierdurch 
wird keine eigenständige oder erweiterte Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschrei-
bungen geschaffen. Die vorgeschlagene Beschlussfassung dient insoweit vielmehr lediglich 
dem Zweck, der Gesellschaft die Möglichkeit einzuräumen, Verpflichtungen aus Schuldver-
schreibungen, die aufgrund anderweitiger Ermächtigungen der Hauptversammlung begrün-
det wurden oder werden, auch mit eigenen Aktien erfüllen zu können, und erhöht damit die 
Flexibilität der Gesellschaft. Soweit die Gesellschaft von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, 
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entfällt die Notwendigkeit, zur Bedienung der Schuldverschreibungen neue Aktien aus einem 
hierzu vorgesehenen bedingten oder genehmigten Kapital auszugeben. 

• Schließlich sollen die erworbenen Aktien gemäß Tagesordnungspunkt 9 lit. c. ee) von der 
Gesellschaft bei der etwaigen Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip divi-
dend) unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendet werden können. Zur Ak-
tiendividende vgl. bereits unter A. den Bericht zu Punkt 8 der Tagesordnung über den Be-
zugsrechtsausschluss beim Genehmigten Kapital Ziffer 3. 3. Bulletpoint. Im Einzelfall kann 
es je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Durchführung einer Aktiendividende 
unter Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, dass der Vorstand zwar allen Aktionä-
ren, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungs-
grundsatzes (§ 53a Aktiengesetz) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres Dividen-
denanspruchs anbietet, jedoch formal das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt ausschließt. 
Zur Durchführung der Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts siehe 
oben.  

• Schließlich wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Fall der Ver-
äußerung der Aktien über ein Veräußerungsangebot an alle Aktionäre das Bezugsrecht der 
Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen, um die Abwicklung zu erleichtern. 

Sofern während der Laufzeit der vorliegenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien von 
anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder 
zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm 
verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, darf die 
Summe der insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen oder veräußerten 
Aktien 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten. Die Aktionäre werden auf diese Weise zu-
sätzlich gegen eine Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligung abgesichert. 

4. Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien  

Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung zur Aus-
gabe neuer Aktien und ggf. zum Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre liegt. Er wird die jeweils nächstfolgende Hauptversammlung über eine Aus-
nutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unterrichten. 

 
Köln, 1. Juli 2020 
 

Splendid Medien AG 
 
 
 
 
Der Vorstand 


